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BüSGM hat sich als gemeinnütziger Verein gegründet 

 
 
Zu dieser Vereinsgründung erklärt das Vorstandsmitglied Gert Julius : 
 
Das BüSGM wurde am 13. Juli 2005 von sozial engagierten Bürgerinnen und Bürgern in Berlin Tem-
pelhof-Schöneberg ins Leben gerufen. In einer Mitgliederversammlung am 21.11.2006 hat sich das 
bisherige Bündnis als gemeinnütziger Verein gegründet Zu gleichberechtigten Vorsitzenden wurden 
der GEW-Landesdelegierte und das Mitglied des DGB Kreisverbandsvorstandes Tempelhof-
Schöneberg Peter Dietrich, der DGB-Kreisverbandsvorsitzende von Tempelhof-Schöneberg  
Gert Julius und der Berliner Vorsitzende der IG BAU Lothar Nätebusch einstimmig gewählt. 
 
Das BüSGM ist offen für Bürgerinnen und Bürger mit Ausnahme von Personen, die rechtsradikalen 
Organisationen angehören, die die Verbreitung von rechtsradikalem Gedankengut fördern und mit 
rechtsradikalen Organisationen und Medien in Verbindung stehen und/oder sympathisieren. 
 
Das BüSGM befasst sich mit den Auswirkungen der asozialen Politik der im Bundestag vertretenen 
Parteien Bündnis 90/Die Grünen, CDU, CSU, FDP und SPD durch entsprechende Auseinandersetzun-
gen mit den Bundestagsfraktionen, den  Jobcentern, den Trägervertretungen den Agenturen für Arbeit 
und den Bezirksämtern. 
Das BüSGM ist solidarisch mit den Kolleginnen und Kollegen und ihren Gewerkschaften im Kampf 
um den Erhalt von existenzsichernden Arbeitsplätzen.  
Das BüSGM ist solidarisch mit den von Hartz IV betroffenen Menschen, deren Lebenschancen durch 
die finanziellen Einschnitte und durch Erwerbslosigkeit von den Herrschenden vorsätzlich gemindert 
werden. 
Das BüSGM hält die Vernetzung von nationalen und internationalen Menschenrechtsorganisation, die 
sich für die Einhaltung der Menschenrechte in ihren Ländern einsetzen, für unabdingbar und ist solida-
risch mit allen politisch Verfolgten im In- und Ausland und wendet sich konsequent gegen imperialis-
tische Kriege. 
Das BüSGM verteidigt die in der UNO-Charta postulierten Menschenrechte, insbesondere das im 
„Internationalen Pakt über wirtschaftliche und kulturelle Rechte“ durch Ratifizierung im Bundestag 
auch für die BRD verbindliche Recht auf existenzsichernde Arbeit und das Verbot jeglicher Zwangs-
arbeit. 
Das BüSGM übt  internationale Solidarität und verteidigt das in der „Universellen Erklärung 
der Menschenrechte“ der UNO auch für die BRD verbindliche in Art 25 festgelegte Recht auf 
„Soziale Betreuung“: 
„Jeder Mensch hat Anspruch auf eine Lebenshaltung, die seine und seiner Familie Gesundheit und 
Wohlbefinden, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztlicher Betreuung und der not-
wendigen Leistungen der sozialen Fürsorge gewährleistet, er hat das Recht auf Sicherheit im Falle 
von Arbeitslosigkeit, Krankheit Invalidität, Verwitwung, Alter oder von anderweitigem Verlust sei-
ner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.“ 
 
Das BüSGM sucht die Zusammenarbeit mit allen Organisationen, insbesondere mit den im Ostdeut-
schen Kuratorium von Verbänden e.V. (OKV) vertretenen Vereinen und Personen, die sich die Vertei-
digung der universellen Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit verschrieben haben. 

Berlin,den 21.11.2006


